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Unser aktuelles Aktionsprogramm für Österreich „Reaktion oder Sozialismus!“ stammt aus dem Jahr
2019 und seine Erarbeitung fiel in eine Zeit, als das Land von der schwarz-blauen Regierung unter
Sebastian Kurz regiert wurde. Wenige Wochen nach Veröffentlichung des Aktionsprogramms brach
dann die rechte Bürger:innenblockregierung im Zuge der Ibiza-Affäre zusammen. Seitdem hat sich
die innenpolitische und internationale Situation massiv geändert (schwarz-grüne Koalition, Rücktritt
von Sebastian Kurz, Inflation, Corona-Pandemie, Ukraine-Krieg, …). Außerdem arbeiten wir seit
Anfang 2020 im Wiener Parteiaufbauprojekt LINKS mit. Eine Aktualisierung unserer
programmatischen Vorschläge ist deshalb eigentlich mehr als überfällig. Hier ist aber nicht der Platz
um das in größerem Umfang zu tun. Vielmehr wollen wir hier unsere programmatischen
Vorstellungen exemplarisch darlegen und unsere Methode anhand der wichtigsten Thematiken
darlegen.

Multiple Krisen als Krise des Kapitalismus

Nicht erst seit dem Krieg in der Ukraine ist die Weltwirtschaft in ein „realwirtschaftliches
Ungleichgewicht“, wie es die Neue Zürcher Zeitung nennt, gefallen. Schon seit Mitte 2021 erleben
wir in Europa relevant steigende Inflationsraten. Inwiefern sich diese nun bei einer Hochinflation 
um 10 Prozent „stabilisiert“ hat oder noch weiter steigen wird, ist noch nicht ganz absehbar. Was
aber außer Frage steht ist, dass die schon stattgefundene Teuerung die Lebenssituation der
lohnabhängigen Bevölkerung in Österreich massiv belastet. Ebenfalls offenkundig zeigt sich  die
Gefahr einer Rezession, also eines Schrumpfens der Wirtschaftsleistung, in diesem Jahr. Darin sind
sich mittlerweile die meisten bürgerlichen Ökonom:innen und Institute einig. Ausführlicher wird das
in unserem Artikel „Wirtschaftskrise und politische Instabilität“ in dieser Ausgabe der Flammenden
diskutiert.

Neben den aktuellen wirtschaftlichen Problemen, wie der Inflation und deren massiven
Auswirkungen wie Teuerung und Reallohnverlusten, hat uns das letzte Jahr deutlich vor Augen
geführt, dass das kapitalistische Weltsystem immer mehr auf eine bewaffnete Konfrontation
zwischen den imperialistischen Machtblöcken zusteuert. Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine
zeigt uns klar, dass eine Welt dominiert von einzelnen imperialistischen Großmächten immer auch
einen Kampf um Absatzmärkte und Einflusssphären bedeutet, sowie reaktionäre Ideologien wie
Nationalismus in sich führt. Die Herrschenden in Europa rüsten aktuell ihre Streitkräfte für
ebensolche direkte Konfrontationen mit Russland oder China hoch. Eine mutige antimilitaristische
und internationalistische Politik ist essenziell um eigenständige Klassenpolitik machen zu können
und nicht zum Weggefährten der Kapitalist:innen im eigenen Land zu werden.

Doch nicht nur eine mögliche Konfrontation zwischen den bis an die Zähne mit Atomsprengköpfen
bewaffneten Großmächten gefährdet die Zukunft der Menschheit. Die Umweltkrise und
insbesondere der Klimawandel mit seinen direkten Auswirkungen sind mittlerweile von einer
abstrakten Zukunftsperspektive zur realen Gefahr für Millionen Menschen auf dem ganzen Globus
geworden. Pakistan erlebte 2022 eine massive Flutkatastrophe, Madagaskar eine akute Hungersnot
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und Inselstaaten im Pazifik sind überhaupt in ihrer Existenz bedroht.

In Österreich ist währenddessen die Regierungskoalition seit dem Skandal rund um Sebastian Kurz
immer noch stark angeschlagen. Die Kanzlerpartei ÖVP ist in Umfragen nur noch auf Platz 3 – hinter
FPÖ und SPÖ. Eine neue Welle des Rassismus erfasst alle etablierten Parteien von den
Regierungsparteien bis zu FPÖ und SPÖ. Die wirtschaftlich schwierigen Aussichten machen eine
Neuorientierung der österreichischen Bourgeoisie und ihrer Regierungszusammensetzung möglich.
Die Auswirkungen der Corona-Pandemie sind noch immer alles andere als überwunden, das
österreichische Gesundheits- und Pflegesystem ist weiterhin am Rande des Zusammenbruchs.

Was es braucht ist eine Kraft zur Überwindung dieses Systems. Das kann nur erfolgreich sein mit
einem klaren programmatischen Verständnis, welches sich aus einer Analyse der politischen Lage,
deren Möglichkeiten und Notwendigkeiten sowie der Erfahrungen des Klassenkampfs begründet.
Auf den folgenden Seiten wollen wir versuchen aktuelle Ansätze dazu zu geben.

Inflation und Rezession

Die Inflation des letzten Jahres war nach vielen Jahren der Niedrigstinflation für viele Menschen
kaum vorstellbar. Die größten Auswirkungen – wie die, für viele Menschen noch ausstehenden,
Energierechnungen des Winters – stehen teilweise noch bevor. Die Bundesregierung beschränkte
sich darauf, durch Einmalzahlungen und Zuschüsse die schlimmsten Folgen abzufedern. Die realen
Einkommensverluste zu kompensieren, wird sich damit aber kaum ausgehen. Schon jetzt zeigt sich
sehr deutlich, wie sehr sich die Inflation auf den Lebensstandard der Menschen in Österreich
auswirkt. Zwei Drittel der Menschen in Österreich, die dieses Jahr keinen Winterurlaub machen,
geben an, dass die Teuerung dafür hauptverantwortlich ist;[i] 41 % der Menschen in Österreich
haben Sorgen, sich bei weiteren Preissteigerungen verschulden zu müssen[ii] und mehr als die
Hälfte beginnt sich beim Essen einzuschränken[iii]. Auf die sozialdemokratisch geführten
Gewerkschaften war wie so oft kein Verlass. Stolz verkündeten sie Abschlüsse, die teilweise deutlich
unter der aktuellen Inflation zurückbleiben. Eine richtige Mobilisierung zum Arbeitskampf blieb
bisher aus. Statt die Ansätze zum Arbeitskampf in unterschiedlichen Branchen hin zu einem
branchenübergreifenden Kampf gegen die Inflation vorzubereiten und dann zu eskalieren, gab es
unterschiedlich schlechte Abschlüsse in unterschiedlichen Branchen. Die Abschlüsse wurden nach
der traditionellen Herangehensweise der durchschnittlichen Inflation der letzten 12 Monate
verhandelt, womit die Gewerkschaftsbürokratie Abschlüsse deutlich unter der aktuellen (und
prognostizierten) Inflation als Reallohnerhöhungen verkaufte. Statt einen der Situation
angemessenen Kampf gegen die Teuerung zu führen blieb man lieber im guten alten Trott – wenig
verwunderlich, wenn man sich ansieht, dass die Gewerkschaftsspitzen ein Vielfaches der Gehälter
ihrer Mitglieder bekommen. Die Teuerung trifft sie also relativ wenig[iv].

Die Inflation ist aber nicht nur ein Problem für die Lohnabhängigen, sondern auch für große Teile
des Kapitals. Von Seiten der Zentralbanken wird versucht mit Erhöhungen der Leitzinsen der
Inflation entgegen zu wirken. Damit wird aber gleichzeitig massiv auf die wirtschaftlichen
Aussichten gedrückt. Die Wahl, vor die uns das Kapital und seine Regierung stellen, ist Inflation und
Teuerung auf der einen Seite und Rezession und Arbeitsplatzverluste auf der anderen Seite. Am
Ende ist es nicht unwahrscheinlich, dass uns beides treffen wird. Die aktuelle Prognose der
Europäischen Kommission sieht für das Jahr 2023 für Österreich ein Wirtschaftswachstum von 0,3 %
vor[v]. Arbeitsplatzverlust, Kurzarbeit und Lohneinbußen sind also schon quasi vorprogrammiert.
Was es braucht ist ein mutiges Programm gegen die Teuerung, aber auch vorbereitend ein
Programm gegen die Auswirkungen einer wahrscheinlichen Rezession, damit der Widerstand
dagegen frühzeitig vorbereitet werden kann. Das bedeutet für uns zu fordern:



Automatische Anpassung von Löhnen, Pensionen und Sozialleistungen an die
Inflationsrate, kontrolliert durch Komitees aus Beschäftigten, Betroffenen und die
Gewerkschaftsbewegung
Festlegung der Warenkörbe für die Inflationsberechnung durch Komitees aus
Vertreter:innen der Gewerkschaftsbewegung
Gegen Armut: Massive Anhebung von Löhnen und Einkommen (Mindestsicherung,
Arbeitslosengeld, Pensionen) auf mindestens 1800,- netto/Monat
Abschaffung von indirekten Massensteuern
Einführung einer Energiegrundsicherung. Enteignung der Energiekonzerne und deren
Gewinne und Fortführung unter Kontrolle der Beschäftigten
Bei (drohenden) Betriebsschließungen: Enteignung und Weiterführung unter
Verwaltung der Beschäftigten
Einsicht in die Geschäftsbücher für Komitees der Beschäftigten und der
Gewerkschaften um dem Kapital und seinen Machenschaften auf die Finger zu
schauen!
Gegen Arbeitslosigkeit: Massive staatliche Investitionen in Bildung, Gesundheit und
Sozialbereich sowie für den ökologischen Umbau!

Gewerkschaften zurückerobern!

Die österreichische Gewerkschaftsbewegung ist zwar seit den 80er Jahren am absteigenden Ast was
Mitgliedschaft und gesellschaftlichen Einfluss anbelangt, aber mit mehr als einer Million
Mitgliedern ist der ÖGB immer noch der größte und mächtigste, wenn auch bürokratischste,
Ausdruck der Arbeiter:innenbewegung in Österreich. In den letzten Jahren gab es innerhalb der
Gewerkschaftsbewegung neue politische Entwicklungen. Die traditionelle Speerspitze des ÖGB – die
Metaller:innen – wurde durch die Politik der Gewerkschaftsführung immer mehr abgestumpft.
Gleichzeitig haben sich in neuen Sektoren wie dem Sozialbereich oder bei den Pädagog:innen neue
kämpferische – und streikfähige – Sektoren herausgebildet. Auch die Eisenbahner:innen haben in
den letzten Jahren immer wieder am Vollstreik gekratzt und im Kampf gegen die Teuerung 2022 den
bedeutendsten Arbeitskampf geführt.

Insgesamt bleibt die Gewerkschaftsbewegung aber immer noch in der Ideologie der
Sozialpartner:innenschaft gefangen. Während der Hochphase der Pandemie waren die Spitzen der
sozialdemokratischen Gewerkschaftsführung wieder froh darüber, dass sie in die Verwaltung der
Krise auf Kosten der Arbeiter:innen miteinbezogen wurden, doch seit mehr als 2 Jahrzehnten hat die
organisierte Kapitalist:innenklasse in Österreich nur mehr sehr selten Bedarf an einem ernsthaften
Ausgleich mit den Spitzen der Gewerkschaften. Aber anstatt dem geänderten Kräfteverhältnis
zwischen Arbeiter:innenklasse und Kapital mit einer klassenkämpferischen Ausrichtung zu
begegnen, versucht die Gewerkschaftsbürokratie lieber durch möglichst zahme Politik ihre
Kompromissbereitschaft zu signalisieren. Das Kapital nimmt die Kompromissbereitschaft der
Gewerkschaften gerne an, macht aber selbst kaum Zugeständnisse. Ganz im Sinne der bürgerlichen
„Standortlogik“ spielt die Gewerkschaftsführung bei staatlichem Rassismus oder Umwelt- und
Klimapolitik nur zu oft eine reaktionäre Rolle.

Gleichzeitig stützt sie sich weiterhin vor allem auf die privilegierten Teile der Klasse. Weibliche oder
migrantische Arbeiter:innen sind deutlich unterrepräsentiert – in der Gewerkschaftsführung noch
einmal deutlich mehr als  in der ohnehin verbesserungswürdig zusammengesetzten Basis. Es
braucht hier bewusste Schritte um sozial unterdrückte Teile der Klasse zu organisieren.



Von selbst werden die sozialdemokratisch geführten Apparate ihre Politik nicht ändern, es braucht
vielmehr eine systematische Intervention linker und klassenkämpferischer Kräfte innerhalb der
Gewerkschaften und in den Betrieben. In manchen Branchen wie im Sozial- und Gesundheitsbereich
gibt es auch erste vielversprechende Ansätze dafür. Ziel muss sein nicht nur die Führung
auszutauschen und linke Betriebsrät:innen zu etablieren, sondern von Grund auf die Organisationen
zu revolutionieren. Es braucht die Verbindung des Kampfes für demokratische Gewerkschaften mit
einer klar klassenkämpferischen Ausrichtung!

Für eine klassenkämpferische Basisbewegung in den Gewerkschaften um sie wieder zu
demokratischen Kampforganisationen der Arbeiter:innenklasse zu machen!
Für die Organisierung der Unorganisierten. Für eine gewerkschaftliche
Organisierungskampagne insbesondere in prekär besetzten Branchen wie
Lieferdiensten, Pflegebereich oder Einzelhandel
Aufbau gewerkschaftlicher Basisorganisationen, um die Gewerkschaftsmitglieder in
ihren Betrieben und in den Gewerkschaften zu organisieren
Für einen durchschnittlichen Facharbeiter:innenlohn für alle
Gewerkschaftsfunktionär:innen
Verpflichtende Urabstimmungen der Beschäftigten über KV-Abschlüsse

Soziale Unterdrückung bekämpfen

Die kapitalistische Krise verschärft das Elend all jener, die abseits bzw. zusätzlich zu der
Unterdrückung und Ausbeutung durch Lohnabhängigkeit aufgrund anderer Kriterien, wie Herkunft,
Geschlecht oder sexueller Orientierung, Alter und Einschränkung unterdrückt werden. Denn es sind
diejenigen, die aufgrund bestehender Marginalisierungen, Abhängigkeit und Prekarität am
einfachsten anzugreifen sind, sowie auch von allgemeinen Verschlechterungen stärker getroffen
werden. Rassismus und Sexismus sind zwei Unterdrückungsmechanismen, die in unserer
Gesellschaft besonders weit verbreitet sind. Dahinter steht aber ein tief mit dem Kapitalismus
verwurzeltes System sozialer Unterdrückung. Teilweise mit tiefen ideologischen und strukturellen
Wurzeln in vorkapitalistischen Gesellschaften, ermöglicht es heute den Herrschenden eine Politik
der Spaltung und Ablenkung und erleichtert auf diese Weise die Ausbeutung von Arbeitskraft.

Der beliebteste Mechanismus bürgerlicher Politik zur Ablenkung von ihren Machenschaften im
Interesse des Kapitals ist die rassistische Hetze gegen Geflüchtete, Migrant:innen und Personen of
Color. Über 100.000 Asylanträge wurden im Jahr 2022 in Österreich gestellt[vi], mehr als in der
sogenannten Flüchtlingskrise 2015. Geflüchtete werden in Zelte gepfercht, der ÖVP-Innenminister
forciert einen Ausbau der „Festung Europa“ mit neuen Zäunen und blockiert den Schengen-Beitritt
Rumäniens und Bulgariens. Die FPÖ fordert Grenzschließungen und spricht von einer „Festung
Österreich“. Die SPÖ propagiert eine „Bodenseekoalition“ um „irreguläre Migration“ zu verhindern.
Es wird zwischen guten Geflüchteten und Zugewanderten aus der Ukraine und schlechten
Geflüchteten aus Afghanistan, Indien oder Tunesien gespalten.

Zum Teil noch viel akzeptierter und im Alltag allgegenwärtig ist der Sexismus, welcher der
gesellschaftlichen Unterdrückung der Frauen entspringt und sich über heterosexistische
Geschlechternormen auch gegen LGBTQIA+ Personen richtet. Der materielle Kern der
Frauenunterdrückung liegt in der unbezahlten Reproduktionsarbeit (Hausarbeit, Kinderbetreuung,
Pflege von Angehörigen etc.), welche überwiegend von Frauen verrichtet wird und häufig mit einer
Mehrfachbelastung, ökonomischer Abhängigkeit und sozialer Isolation einhergeht. Eine Entwicklung



in Österreich, welche die Lage der Frauen, sowie von Sexismus Betroffenen, gefährlich zu
verschärfen droht, besteht in der drastischen Personalnot in Pflege und Kindergärten. Bis 2030
braucht es 100.000 zusätzliche Pflegekräfte[vii] und rund 14.000 – 20.000
Kindergartenbetreuer:innen[viii]. Diese Entwicklung bedroht die soziale Stellung der Frauen heute
mit einem gewaltigen Rückschritt zu unbezahlter Care-Arbeit und damit verbunden ökonomischen
Abhängigkeiten.

Die traditionellen Rollenbilder und Geschlechtsidentitäten zu hinterfragen, ist in annähernd
progressiven Gesellschaftsschichten inzwischen normal, besonders unter jungen Menschen. Die
LGBTQIA+ Community erhält Zulauf sowie Solidarität von liberalen Politiker:innen und so manchen
Konzernen. Doch oft steckt dahinter nur ein profitables „pink washing“. Die ökonomischen
Verhältnisse und die gesellschaftlichen Strukturen, wie insbesondere die bürgerliche Kernfamilie,
welche die sozialen Geschlechter prägen, sind nicht verschwunden und können im Kapitalismus
nicht verschwinden. Gerade in der Krise können sich diese Verhältnisse durch ökonomische Zwänge
wieder stärker bemerkbar machen. Es droht ein queerfeindlicher Backlash.

Öffnet die Grenzen für alle Geflüchteten! Gegen rassistische Grenzpolitik, Grenzzäune,
Obergrenzen für Geflüchtete und Push-Backs! Zugang zum Arbeitsmarkt für
Geflüchtete und sowie gleiche Löhne und Arbeitsbedingungen!
Recht auf Staatsbürger:innenschaft und Wahlrecht für alle mit Lebensmittelpunkt in
Österreich!
Für das Recht auf Muttersprache auf Behörden und Ämtern! Ausbau von
mehrsprachigem Unterricht an Schulen!
Gleicher Lohn für gleiche und gleichwertige Arbeit! Gewerkschaftliche
Organisierungskampagnen in von Frauen dominierten Berufen und Erkämpfung
höherer Löhne!
Kürzere Arbeitszeiten sowie bessere Bezahlung und Arbeitsbedingungen in Pflege und
Kindergärten! Um den Anreiz zu erhöhen müssen die Ausbildungen für diese Berufe
bezahlt werden!
Vergesellschaftung der Reproduktionsarbeit! Massiver Ausbau von
Kinderbetreuungseinrichtungen, Pflegeeinrichtungen, kollektiven Wohnformen,
öffentlichen Kantinen und Waschküchen!
Für einen Ausbau von Gewaltschutzzentren! Organisierter Schutz von Frauen und
LGBTQIA+ Personen gegen sexistische und sexualisierte Gewalt!

Krieg dem Krieg!

Schon seit Jahren zeichnet sich auf geopolitischer Ebene eine Verschärfung im Kampf um eine
Neuverteilung der Welt an. Sei es in Syrien oder dem südchinesischen Meer, die Welt war
gekennzeichnet von sich zuspitzenden Widersprüchen. Vor allem zwischen den alteingesessenen
imperialistischen Großmächten, die die Nachkriegsordnung in ihrem Interesse prägen konnten
(USA, EU und Japan) und der aufstrebenden imperialistischen Großmacht China mit Russland im
Gepäck, das ebenfalls wenig Interesse an der „regelbasierten Weltordnung“ hatte.

Mit Russlands Krieg in der Ukraine sind diese Konflikte in einer noch nicht dagewesenen Intensität
ausgetragen worden. Der russische Imperialismus möchte sich zurückholen, was er
fälschlicherweise als seine „Einflusssphäre“ betrachtet. Die Leidtragenden sind vor allem die
Menschen in der Ukraine, sowie alle von massiver Repression betroffenen Kriegsgegner:innen und



Eingezogenen in Russland. Gleichzeitig präsentiert auch die „demokratische Wertegemeinschaft“,
wie sich der westliche Imperialismus gerne bezeichnet, keine fortschrittliche Lösung. Sie steht
vielmehr für den Status quo aus globalem Ausbeutungsregime und Umweltzerstörung und hat ihr
eigenes Ausbeutungsinteresse an der Ukraine. Aufgrund der enormen Involvierung des Westens,
sowie der kompletten Abhängigkeit des ukrainischen Regimes davon, ist für uns im aktuellen Krieg
das Element des innerimperialistischen Konflikts dominant. Auch wenn es noch in weiter Ferne
scheint, braucht es schon jetzt das Eintreten für eine unabhängige Antwort der Ausgebeuteten und
Unterdrückten in allen Ländern und auf allen Kontinenten. Eine ausführlichere Diskussion zum
Krieg in der Ukraine findet sich im Artikel „2022 – ein Jahr des Kriegs um die Ukraine“.

Für Österreich heißt das insbesondere, dass wir uns gegen jede Form der Aufrüstung und
Militarisierung aussprechen. Nach deutschem Vorbild (wo ja das größte Rüstungspaket seit 1945
beschlossen wurde) soll hier der Krieg in der Ukraine dafür instrumentalisiert werden, die eigenen
Streitkräfte massiv auszubauen. Gleichzeitig wird es in den nächsten Jahren mehr Versuche von
Seiten der EU geben, eine gemeinsame „Verteidigungs“politik zu definieren und die einzelnen
nationalen Armeen besser aufeinander abzustimmen. Eine gemeinsame EU-Armee ist zwar
unwahrscheinlich muss aber trotzdem schon jetzt bekämpft werden.

Wir stehen beim Kampf gegen Krieg und Militarisierung aber nicht für pazifistische Neutralität. Wir
sagen klar, dass dieses System mit all seiner Gewalt und seinem Leid nur durch die  organisierte
und militante Arbeiter:innenklasse in einer Revolution gestürzt werden kann. Wir verteidigen zwar
die positiven Aspekte der österreichischen Neutralität (keine Beteiligung an imperialistischen
Militärbündnissen wie der NATO, etc.) aber kritisieren gleichzeitig die Illusionen die mit einem Ruf
nach Neutralität verbunden sind. Österreich war nie wirklich neutral, schon zur Zeit des Kalten
Kriegs war es im Lager des Kapitalismus angesiedelt, auch wenn es oft viel Spielraum in der
Außenpolitik hatte.

Gleichzeitig ist die Verteidigung der Neutralität kein positives Programm: Wenn die
Arbeiter:innenklasse in Österreich die Macht übernehmen würde, müsste ihre Außenpolitik alles
andere als neutral, sondern auf die Unterstützung der Ausgebeuteten und Unterdrückten mit allen
geeigneten Mitteln, ausgerichtet sein. Wir lehnen deshalb Rufe nach einer Neutralität Österreichs
ab und vertreten stattdessen den Kampf um einen proletarischen Antimilitarismus.

Kompromissloser Kampf gegen die Militarisierung Österreichs und der EU. Kein Cent
für die imperialistischen Armeen. Nein zu jeder Form der Aufrüstung, kein Ausbau der
Militärkooperation und einer EU-Armee.
Enteignung der Rüstungsindustrie! Kein Export von Waffen an kapitalistische,
reaktionäre Regime und für reaktionäre oder imperialistische Kriegsparteien!
Für den sofortigen Abbruch aller Kooperationen Österreichs mit der NATO wie der
„Partnerschaft für den Frieden“ oder dem „Euro-Atlantischen Partnerschaftsrat“!
Konsequente Ablehnung aller Überflugs- und Transittransportrouten über und durch
Österreich! Gegen jegliche NATO-Osterweiterung!
Gegen alle Auslandseinsätze des Bundesheers.

Die Klimakatastrophe aufhalten

Die Klimakrise ist im wahrsten Sinne des Wortes die brennendste Frage unserer Zeit. Die
Klimakatastrophe bahnt sich nicht erst bedrohlich an, wie eine etwaige Dystopie am Ende des



Jahrhunderts. Sie ist schon längst da und wir befinden uns mitten in ihr.

Kurz vor der 27. Klimakonferenz in Ägypten sorgte ein vorläufiger Bericht der Weltorganisation für
Meteorologie für Aufsehen. Demnach sollen die vergangen acht Jahre die Wärmsten seit Anbeginn
der Messgeschichte gewesen sein. Die Geschwindigkeit des Meeresanstiegs habe sich seit 1993
verdoppelt. Am höchsten Punkt von Grönland fiel dieses Jahr zum ersten Mal Regen. Ähnliche
Meldungen lesen wir inzwischen tagtäglich in den Medien: Hitzewelle in Pakistan mit 51 °C, Dürre
und Waldbrände, dann Rekordregenfälle, welche ein Drittel das Landes unter Wasser setzten und 33
Mio. Menschen vertrieben, 10.000 Hitzetote in Frankreich, Austrocknung des Po in Italien.

All das und vieles mehr ist Ausdruck davon, dass sich die globale Durchschnittstemperatur schon 1,2
°C über dem vorindustriellen Temperaturniveau befindet. Trotzdem war die Klimakonferenz 2022
eine Enttäuschung – schon wieder. Dabei hatten sich die Staaten dieser Erde mit dem Abkommen
von Paris im Jahr 2015 darauf festgelegt, die Erderwärmung auf unter 2 °C zu begrenzen und
Anstrengungen zu unternehmen, um 1,5 °C einzuhalten. Mit den bisher eingereichten nationalen
Klimaplänen (NDCs) wird nicht einmal das Ziel von 2 °C erreicht. Schon jetzt erreichen wir wohl
gefährliche Kipp-Punkte, bei denen das Klima weiter unkontrollierbar angeheizt wird.

Auch in Österreich spüren wir die Klimakatastrophe. Die Hitze im Sommer, die Trockenheit, welche
die Landwirtschaft beeinträchtigt, Waldbrände, und geringere Wassermengen in Flüssen und Seen.
Letztere wirkten sich 2022 negativ auf die Stromproduktion aus Wasserkraft aus, sodass selbst im
Sommer Strom importiert werden musste. Und trotz dieser negativen Entwicklungen werden laut
Prognosen die Treibhausgasemissionen wieder steigen, wenn das Gas wieder etwas billiger wird.
Österreich droht seine Klimaziele einer Emissionssenkung um 36 % gegenüber 2005  sowie der
Klimaneutralität bis 2040 zu verfehlen. Und die schwarz-grüne Regierung versagt in der
Verabschiedung wichtiger Gesetze wie des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes.

Der Kampf gegen die Erderwärmung ist keineswegs vergebens. Es macht einen enormen
Unterschied, ob wir die Erderwärmung heute und in der Zukunft weiter begrenzen oder nicht. Eine
lebenswerte Zukunft für unsere Generationen und die uns nachfolgenden steht auf dem Spiel. Es
rettet uns keine noch zu entwickelnde „grüne Zukunftstechnologie“, wir müssen die Erdwärmung
jetzt stoppen. Es reicht auch nicht, individuell klimafreundlicher zu konsumieren, weniger das Auto
zu nutzen oder weniger Flugreisen zu tätigen, auch wenn das sinnvoll ist. Was uns im Weg steht ist
das kapitalistische System, welches mit Privateigentum, Konkurrenz und Profitlogik einen effektiven
Weg aus der Klimakrise verunmöglicht. Die Lage erfordert radikale Maßnahmen, die nur in der
Begrenzung und letztlich Brechen der Macht des Kapitals bestehen können! Dazu muss eine
antikapitalistische, ökologische Bewegung aufgebaut werden, die sich auf die organisierte Macht
der Arbeiter*innenklasse stützt.

Enteignung der Energiekonzerne unter demokratischer Kontrolle der Beschäftigten!
Einsatz der Gewinne aus fossiler Energie für einen klimafreundlichen Umbau!
Massive Investitionen in den Ausbau des öffentlichen Verkehrs, insbesondere der
Zugverbindungen, sowie weg vom individuellen PKW! Gratis Öffis für Alle.
Ausstieg aus fossiler Energie bei schnellstmöglichem Ausbau erneuerbarer Energie
wie Photovoltaik, Windkraft, Wasserkraft und Geothermie. Gezielte Förderung für
Forschung und Einsatz von Speichertechnologien!
Aufbau einer demokratischen Planwirtschaft zum umfassenden und nachhaltigen
Umbau unseres Wirtschaftssystems!



Für eine revolutionäre Partei

Viele insbesondere junge Menschen haben die Ungerechtigkeiten und die zerstörerischen Seiten des
Kapitalismus erkannt und engagieren sich dagegen und für eine bessere Zukunft. Doch so wichtig
das konkrete Engagement auch ist, es reicht nicht aus, wenn es nicht gleichzeitig ein Kampf gegen
das zugrunde liegende kapitalistische System ist. Wie können wir also einen solchen Kampf führen?

Viele linke Organisationen und Parteien in der Vergangenheit haben sich darauf beschränkt für
konkrete Verbesserungen innerhalb des Systems zu kämpfen. Für bessere Arbeitsbedingungen,
gegen rassistische oder sexistische Unterdrückungen usw. Wenn sie von Alternativen zum
Kapitalismus gesprochen haben, dann als abstraktes Fernziel, losgelöst von ihrer konkreten Politik.
Wir nennen solche Organisationen und Parteien innerhalb der Linken und der
Arbeiter:innenbewegung reformistisch, weil ihre Politik nicht über Verbesserungen oder Abwendung
von Verschlechterungen im Rahmen des Kapitalismus hinausgeht. Das prominenteste und
unrühmlichste Beispiel in Österreich ist die SPÖ, welche sich weitestgehend mit dem Kapitalismus
ausgesöhnt hat und diesen immer wieder in der Regierung mitverwaltet. Den fortschrittlicheren
Aktivist:innen ist klar, dass es eine linkere Alternative zu dieser Partei braucht.

Manche Aktivist:innen wenden sich als vermeintliche Alternative der KPÖ zu. Sie ist eine Option auf
Wahllisten und hat in letzter Zeit, insbesondere durch Verjüngung ihrer Führung mit Kräften u.a.
aus der Jungen Linken, ihr Image verbessert, sich modernisiert und vom Wahlerfolg in Graz
profitiert. Doch auch wenn die KPÖ immer wieder vom Kapitalismus spricht und diesen in Worten
überwinden möchte, ist ihre Politik letztlich eine reformistische. Denn ihre Strategie zielt auf die
Eroberung des kapitalistischen Staates durch Wahlen ab, Erweiterung durch partizipative
Demokratie und letztlich eine nicht klar definierte solidarische Gesellschaft, zu deren Weg ein
Bedingungsloses Grundeinkommen eine zentrale Rolle spielen soll. Diese Vorstellung einer
„Transformation“ des Kapitalismus verkennt die Notwendigkeit unabhängiger proletarischer
Machtorganisation und die Ersetzung des bürgerlichen Staates durch einen rätedemokratischen
Halbstaat. Ähnliche und andere Spielarten eines solchen neuen Reformismus findet man bei den
Parteien der Europäischen Linken, zu denen die KPÖ neben der deutschen Linkspartei oder der
griechischen Syriza zählt.

Abseits von SPÖ und KPÖ finden wir in Österreich eine Menge an kleinen, verhältnismäßig
unbedeutenden Organisationen der radikalen Linken. Sofern diese in stalinistischer / maoistischer
Tradition stehen, sind sie nicht nur für viele Menschen unattraktiv aufgrund ihrer fehlenden
Aufarbeitung der bürokratischen Herrschaft der stalinistisch degenerierten Arbeiter:innenstaaten,
sondern verfolgen meist selbst wieder reformistische Irrwege der „Volksfront“ (eine Unterordnung
unter bürgerliche Kräfte in einer gemeinsamen Allianz), etwa in Form einer anti-monopolistischen
Demokratie. Andere Organisationen, meist aus trotzkistischer Tradition, verfolgen historische
Konzepte, die eine zentristische Politik bedeuten, das heißt eine die sich gerne revolutionär gibt
aber zwischen Reform und Revolution schwankt. Dazu zählen wir beispielsweise den Funke, die ISA
(ehem. SLP) oder die Linkswende. Aufgrund der Schwäche in Bezug auf Verankerung, verknöcherter
politischer Methode sowie Programmatik schließen wir im aktuellen Zustand eine gemeinsame
politische Organisation mit diesen Kräften abseits einer größeren Umgruppierung aus.

Eine revolutionäre, kommunistische Partei hat die Aufgabe den Kommunismus mit der
Arbeiter:innenbewegung zu vereinen. Dazu muss sie der Bewegung politisch Voranschreiten und mit
ihrer Strategie, ihren Taktiken und geeigneten Forderungen das Bewusstsein der lohnabhängigen
Massen heben. Das geht selbstverständlich nur durch eine enge Verbindung mit den
Lohnabhängigen und der organisierten Arbeiter:innenbewegung.

Davon sind wir noch weit entfernt. Trotzdem oder gerade deswegen muss der revolutionäre



Kommunismus in Österreich für seine eigenständige Programmatik in der Arbeiter:innenbewegung
kämpfen. Deshalb lehnen wir Strategien zum Parteiaufbau ab, welche auf eine Auflösung in eine
pluralistische Partei münden. Wir sind aber auch keine Sektierer:innen, die sich der Notwendigkeit
von Zusammenarbeit und gemeinsamer Organisierung mit anderen linken Kräften verwehren. Gegen
Angriffe der Regierung und der Kapitalist:innen sowie bei Kämpfen im Interesse der
Arbeiter:innenklasse suchen wir die Zusammenarbeit im Rahmen einer Einheitsfront, das heißt in
gemeinsamen Aktionen und möglichen dazugehörigen Organisationsformen, aber unter
Beibehaltung unserer politischen und programmatischen Unabhängigkeit. Einheitsfronten zwischen
verschiedenen Kräften der Arbeiter:innenbewegung oder linken Organisationen werden immer
wieder nötig sein, um die Kampfkraft zu erhöhen. Sie können aber auch taktische
Anknüpfungspunkte sein, um die reformistischen Apparate der Arbeiter*innenbewegung mit ihrem
Massenanhang in eine Mobilisierung zu ziehen und deren Führungen in die Verantwortung zu
ziehen und darin ihre verräterische Rolle zu offenbaren.

Eine neue linke Partei auf revolutionärer programmatischer Grundlage, gestützt auf die
Arbeiter:innenklasse, muss in Österreich erst mühsam aufgebaut werden. Das wird unserer
Einschätzung nach erst durch größere Verwerfungen in der politischen Landschaft und
erfolgreichere linke Bewegungen und neue Organisierungen möglich sein, wie derzeit mit LINKS in
Wien. Doch es ist notwendig in Vorbereitung darauf die revolutionären Kräfte zu sammeln, an den
linken Bewegungen und relevanten Strukturen teilzunehmen und diese für den Aufbau einer
revolutionären, kommunistischen Partei zu gewinnen, in Österreich und international!
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